Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1916 


Fragen für die Fragestunden 
der Sitzungen des Deutschen Bundestages 


am Mittwoch, dem 10. März 1971 

am Donnerstag, dem 11. März 1971 
am Freitag, dem 12. März 1971 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 14 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 14 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 2, 17 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 2, 17 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 4, 17*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 5, 18*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 6 f 19 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung . 7, 20 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 8, 20 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit 9, 21 *) 

Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr und für das Post- 

und Fernmeldewesen 10, 21 •) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Städtebau und Wohnungs- 
wesen 2, 23 •) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 12 


*) Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


BuchdruAerei P. Meier, 5201 St. Augustin-Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1 916 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die im § 7 a 
Würtz des Reichshaftpflichtgesetzes für den Fall der 

Gefährdungshaftung festgelegten Höchstgren- 
zen der Entschädigungen von Personenschäden 
der wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


2. Abgeordneter Wie viele Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
Anbuhl land leben zur Zeit noch in Lagern, wie sie das 

Magazin „Stern" in seiner Ausgabe vom 
21. Februar 1971 geschildert hat, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, ge- 
meinsam mit den Ländern und Gemeinden dem 
angesprochenen Bevölkerungskreis kurzfristig 
zu helfen? 


3. Abgeordnete 

Frau Jacobi 
(Marl) 


Ist es notwendig, daß bei einer Anfrage eines 
Petenten in einer Wohngeldangelegenheit 
(22/6 - 233/3479) der Bundesminister sechs 
Monate auf die Antwort eines Ministeriums 
aus Nordrhein-Westfalen warten muß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Grundsätze erlassen, 
Suck daß bei Meinungsverschiedenheiten über die 

Bewertung von Grenzfällen bei der Eingrup- 
pierung von Angestellten in der Regel für den 
Angestellten entschieden werden muß? 


5. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Welches Ergebnis hat die von der Bundesre- 
gierung in der 192. Sitzung des 5. Deutschen 
Bundestages am 24. Oktober 1968 zugesagte 
Prüfung der Anrede „Sehr geehrte Damen und 
Herren" bei amtlichen Schreiben gezeitigt? 


6. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Ist die Bundesregierung nunmehr bereit, gene- 
rell anzuordnen, daß in amtlichen Schreiben 
an namentlich nicht aufgeführte Personen- 
mehrheiten an Stelle der Anrede „Sehr geehrte 
Herren" die Anrede „Sehr geehrte Damen und 
Herren" verwendet wird? 
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7. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bereits Verbindung 
Dr. Rinderspacher aufgenommen mit den übrigen Rheinanlieger- 
staaten, um entsprechend der Empfehlung 629 
der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 22, Januar 1971 gemeinsame Maßnahmen 
gegen die fortschreitende Verschmutzung des 
Grundwassers in der Rheinebene zu verab- 
reden? 

8. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 

Frau Huber fassung der amerikanischen Regierung, daß es 

richtig sei, Umweltprobleme nicht nur durch 
gesetzliche Auflagen sondern auch durch Steu- 
ermaßnahmen zu lösen, indem die Schmutz- 
fracht mit einem entsprechenden Steuerbetrag 
belegt wird? 

9. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende 

Frau Huber Maßnahmen auch für die Bundesrepublik 

Deutschland zu erwägen, oder vertritt sie die 
Ansicht, daß ähnliche Einwirkungen auch durch 
die Erhebung von nach der Menge gestaffelten 
Gebühren möglich wären? 

10. Abgeordneter Trifft die Meldung des Kölner Stadt- Anzeigers 

Walkhoff vom 4. März 1971 zu, daß bei der Fahndung 

nach den Straftätern Baader und Meinhof die 
Rechte Unschuldiger grob verletzt wurden? 

11. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung die auf Grund 

Dr. Klepsch der in der Bundeslaufbahnverordnung gefor- 

derten unterschiedlichen Vorbildung notwen- 
dige sachgerechte Einstufung der graduierten 
Ingenieure durchführen, um dem immer be- 
drohlicher werdenden Nachwuchsmangel bei 
den Ingenieuren des öffentlichen Dienstes zu 
begegnen? 

12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung sich der Konsequenzen 

Dr. Klepsch bewußt, die bei der Überleitung der sogenann- 

ten „Altgraduierten" zu ziehen sind, und in 
welcher Weise gedenkt sie diese zu ziehen? 

13. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, gegebenenfalls 

Dr. Evers den Zöllnern an den Grenzübergangsstellen 

eine gesetzliche Handhabe zu bieten, Trans- 
porte von Chemieabfällen, deren giftige Be- 
schaffenheit ohne weiteres erkannt werden 
kann, zu stoppen und zurückzuschicken? 

14. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Informationen 

Dr. Evers darüber vor, daß seit mindestens zwei Jahren 

schwer gesundheitsschädigende Abfälle von 
Betrieben der schweizerischen Chemieindustrie 
per LKW oder Schiff in die Bundesrepublik 
Deutschland transportiert werden, um sie hier 
abzulagern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Banken 

Dr. Schober nur einen kleinen Teil der Münzsonderprä- 

gungen am Ausgabetag an ihre Kunden zum 
Nominalwert verkaufen, den anderen Teil aber 
einige Zeit liegen lassen und dann mit be- 
trächtlichem Aufpreis durch ihre Münzabtei- 
lung verkaufen? 

16. Abgeordneter Trifft es zu, daß ausländische Münzsammler 

Dr. Schober bei der Deutschen Bundesbank Sonderprägun- 

gen in unbegrenzter Höhe beziehen können, 
um sie alsdann wieder schwarz in die Bundes- 
republik Deutschland einzuführen und mit er- 
heblichen Gewinnen zu verkaufen, und sieht 
die Bundesregierung vor, solche Praktiken zu 
unterbinden? 


17. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Zolldienststellen an den 

Härzsdiel Grenzübergängen Anweisung erhalten haben, 

keine Beschlagnahme bei der Einfuhr porno- 
graphischer Schriften mehr vorzunehmen, und 
wenn ja, verstößt diese Anweisung nicht 
gegen bestehende Gesetze? 

18. Abgeordneter Warum wird der Erlaß des Bundesministers 

Härzsdiel der Finanzen vom 11. August 1970 — Z B/6 — 

P 1804 — 23/70 — bezüglich des Zuschusses 
zur Gemeinschaftsverpflegung nur für den Be- 
reich der Bundesfinanzverwaltung gewährt, 
nicht aber für den der Grenzschutzverwaltung, 
obwohl an den Grenzübergängen Bedienstete 
beider Verwaltungen tätig sind und das als 
eine ungleiche Behandlung empfunden wird? 

19. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Presseberichte be- 

Dr. Apel stätigen, nach denen die Reederei Hugo Stin- 

nes Transozean Schiffahrt GmbH, Mülheim/ 
Ruhr, seit September/Oktober 1970 weder 
Steuern noch Sozialversicherungsbeiträge für 
die bei ihr beschäftigten Seeleute abgeführt 
hat und falls dies zutrifft, warum hat das 
Finanzamt bzw. die Berufsgenossenschaft nicht 
rechtzeitig auf eine Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen gedrungen? 

20. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 

Varelmann Forderung, daß nicht nur die Kosten des Stra- 

ßenbaus aus dem Steuereinkommen des Stra- 
ßenverkehrs zu decken sind, sondern auch die 
menschlichen Lasten und Opfer, die aus die- 
sem Verkehrsbereich entstehen — z. B. die 
Kosten der Schaffung von Krankenhausbetten 
für die Verkehrsverletzten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


21. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die aus Gründen 

Dr. Aigner der Geldwertstabilisierung notwendigen Re- 

striktionsmaßnahmen der Deutschen Bundes- 
bank (hohe Zinsen, hohe Mindestreserven) für 
wettbewerbsneutral gegenüber den einzelnen 
Bankgruppen? 

22. Abgeordneter Begünstigen die relativ hohen Devisenzuflüsse 

Dr. Aigner nicht einzelne Bankgruppen mehr als andere, 

und ist die Bundesregierung nicht der Ansicht, 
daß hier ein Liquiditätsausgleich innerhalb der 
Bankwirtschaft hergestellt werden müßte? 

23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welche Ge- 

Meister samtsumme sich errechnen läßt, die die DDR 

daraus zieht, daß sie als SBZ des ehemaligen 
Deutschen Reichs die Vorteile der EWG ge- 
nießt? 

24. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Schollmeyer Marktwirtschaft immer auch Wettbewerbswirt- 

schaft sein muß, und hält sie es mit diesem 
Grundsatz für vereinbar, wenn in einem In- 
formationsgespräch von vier großen Chemie- 
unternehmen Preiserhöhungen von 8% für ein 
bestimmtes Produkt angeregt und innerhalb 
von einer Woche durchgeführt werden? 

25. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Konsequenzen 

Schollmeyer aus dem sogenannten Farbenurteil des Bundes- 

gerichtshofs ziehen und dem Deutschen Bun- 
destag vorschlagen, das Kartellrecht auch da- 
hin gehend zu novellieren, daß abgestimmte 
Verhaltensweisen bei der Preisbildung ver- 
boten werden? 

26. Abgeordneter Ist es gewährleistet, daß das Bundeskartell- 

Zander amt gegen Formen der Kartellbildung ohne 

schriftliche Absprachen — auch nach dem 
Urteil des Bundesgerichtshofs im „Teerfarben- 
fall" — wirksam einschreiten kann? 

27. Abgeordneter Welche Konsequenzen will die Bundesregie- 

Zander rung aus dem o. a. Urteil des Bundesgerichts- 

hofs hinsichtlich der Novellierung des Geset- 
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen zie- 
hen? 


28. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der öffent- 
Vogt lichkeit vielfach geäußerte Ansicht, daß auf 

Grund des sogenannten Teerfarben-Urteils 
künftig das Kartellamt einen wesentlichen Teil 
seines gesetzlichen Auftrags, den Wettbewerb 
durch Verhinderung von Kartellabsprachen zu 
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schützen, nicht mehr erfüllen kann, wenn nicht 
durch Aufnahme der abgestimmten Verhal- 
tensweise in den § 1 des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen vom Gesetzgeber die 
Rechte des Kartellamts verbessert werden? 

29. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung auf Grund des so- 
Vogt genannten Teerfarben-Urteils in der Novellie- 

lierung des § 1 des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen ein dringendes wettbe- 
werbspolitisches Anliegen, oder denkt sie da- 
ran, durch Änderung anderer Paragraphen des 
genannten Gesetzes Konsequenzen aus dem 
Urteil zu ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


30. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Richarts rung zu ergreifen, um die Situation auf dem 

Weinmarkt in den nördlichen Anbaugebieten, 
in denen bei völlig stagnierendem Absatz die 
Weinpreise erheblich unter die Herbstpreise 
des vergangenen Jahres gesunken sind, zu 
verbessern? 

31. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, in dieser 

Richarts Situation die Einfuhr von Trinkwein aus Dritt- 

ländern zumindest vorübergehend auszuset- 
zen? 

32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich entspre- 
Dr. Rinderspacher chend der Empfehlung 637 (1971) der Beraten- 
den Versammlung des Europarates am Ausbau 
und an den Arbeiten des Internationalen Zen- 
trums für Agrarforschung im Mittelmeerraum 
zu beteiligen? 

33. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, nach 

Röhner Abschluß des Haushaltsgesetzgebungsverfah- 

rens 1971 dem Deutschen Bundestag und sei- 
nem Haushaltsausschuß einen Antrag vorzu- 
legen, der die im Einzelplan 10, Kapitel 10 03, 
enthaltenen und im Haushaltsjahr 1971 dort 
nicht benötigten Mittel in den Förderungsbe- 
reich der nationalen Agrarpolitik (Einzelplan 
10, Kapitel 10 02) überführt? 

34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Entlastung 

Röhner der Kostenseite der deutschen Landwirtschaft 

den Verbilligungssatz nach dem Gasölverbilli- 
gungsgesetz um mindestens 5 Pfennige je Liter 
anzuheben und die dafür erforderliche Geset- 
zesinitiative umgehend zu ergreifen? 
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35. Abgeordneter Trifft die Behauptung des Vorsitzenden des 

Geldner bayerischen Bauernverbandes zu, daß die von 

der Bundesregierung eingeleiteten Sozialmaß- 
nahmen für die Landwirtschaft in erster Linie 
für die Ausscheidenden bestimmt seien, und 
* welche sozialpolitischen Verbesserungen für 

die verbleibenden Bauern gibt es? 

36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Berberich 'Söhne von landwirtschaftlichen Unternehmern, 

die ihren Betrieb kurzfristig übernommen ha- 
ben, keine landwirtschaftlichen Grundstücke 
von aufgabewilligen Landwirten pachten kön- 
nen, wenn diese die Landabgaberente bean- 
tragen wollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

37. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 

Dr. Geßner geben, ob die im August 1969 vom damaligen 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
herausgegebene Broschüre „Die große Frei- 
zeit", die gegenwärtig von der CDU im Wahl- 
kampf in Berlin verteilt wird, in jüngster Zeit 
von einer Regierungsstelle an Gliederungen 
der CDU geliefert wurden? 

38. Abgeordneter Wie hoch war die Auflage dieser Broschüre? 

Dr. Geßner 

39. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der haupt- und neben- 

Kater amtlichen Werksärzte in der Bundesrepublik 

Deutschland und in vergleichbaren Industrie- 
staaten? 

40. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun bzw. 

Kater zu veranlassen, um die arbeitsmedizinische 

Betreuung der Arbeitnehmer in den Betrieben 
und Verwaltungen zu verstärken und zu ver- 
bessern? 

4L Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Bundes- 
Bredl Urlaubsgesetz dahin zu ändern, daß auch jenen 

Jugendlichen, die nach dem 1. Oktober eines 
Kalenderjahres in ein Arbeitsverhältnis treten, 
ein anteiliger Jahresurlaub gewährt wird? 

42. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung im Hinblick 

Dr. Hauff auf die Förderung des produktiven Winter- 

baus dem von verschiedenen Seiten gemachten 
Vorschlag zur Aufhebung der 800-Stunden 
Mindestgrenze (§ 83 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes) folgen? 
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43. Abgeordneter Hat in den letzten Jahren die Häufigkeit von 

Pawelczyk Klagen gegen Rentenbescheide zugenommen? 

44. Abgeordneter In welchem Umfang haben diese Klagen Erfolg 

Pawelczyk gehabt? 

45. Abgeordneter Wieviel Millionen DM betragen im Jahr die 

Varelmann Belastungen, die der Unfall-, Kranken- und 

Rentenversicherung sowie der Bundesanstalt 
für Arbeit aus dem Straßenverkehr erwach- 
sen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

46. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
Dr. Jenninger daß Studierende an höheren Fachschulen bzw. 

Fachhochschulen nach der Auslegung des § 12 
Abs. 4 Nr. 3 des Wehrpflichtgesetzes während 
des ersten Drittels ihrer Studienzeit zum 
Wehrdienst herangezogen werden können 
— somit aus dem angefangenen Studium her- 
ausgerissen werden — , und daß damit be- 
gehrte Studienplätze unbesetzt bleiben? 

47. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine Änderung 
Dr. Jenninger des § 12 des Wehrpflichtgesetzes dergestalt, 

daß wehrpflichtige Ingenieurstudenten bzw. 
Studenten an höheren Fachschulen und Fach- 
hochschulen bis zur Beendigung ihres Studi- 
ums vom Wehrdienst zurückgestellt werden? 

48. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Horn rung, von der Bundeswehr im Rahmen der 

Ausbildung sinnvolle Arbeiten für Gemeinden 
und andere öffentliche Einrichtungen, z. B. Pla- 
nierarbeiten bei der Errichtung von Sportstät- 
ten, beim Wegebau, bei Abbrucharbeiten, 
Sprengungen von Brücken usw., durchführen 
zu lassen? 

49. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, in besonders drin- 

Horn genden Fällen Hubschrauber der Bundeswehr 

zum Transport von Verletzten bei Verkehrs- 
unfällen oder anderen Katastrophenfällen ein- 
zusetzen? 

50. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Marine- 

Jung Offiziere, welche z. B. den OL 1 Lehrgang ab- 

solviert haben und mehrere Jahre als Kom- 
mandanten auf Booten der Bundesmarine ein- 
gesetzt waren, für ihre bei der Bundesmarine 
erworbenen Patente im zivilen Bereich ledig- 
lich den Matrosenschein erhalten, und wird die 
Bundesregierung Maßnahmen ergreifen, um 
die gegenseitige Anerkennung von militäri- 
schen bzw. zivilen Berechtigungen in den Be- 
reichen beschleunigt herbeizuführen, die der 
direkten Bundeskompetenz unterstehen? 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1916 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


51. Abgeordneter Ist das schon seit Jahren vorgesehene und 
Dr. Jungmann noch für das Jahr 1968 angekündigte Gutach- 
ten der beim Bundesgesundheitsamt gebilde- 
ten Sachverständigenkommission „Sehvermö- 
gen und Kraftverkehr" inzwischen fertigge- 
stellt worden, und zu welchem Ergebnis ist 
diese Kommission gekommen? 

52. Abgeordneter Welche Anforderungen an das Sehvermögen 
Dr, Jungmann werden heute bei Führerscheinbewerbern ge- 
stellt, und wie beurteilt die Bundesregierung 
die Ergebnisse der zahlreichen Untersuchungen 
und Umfragen über mangelhaftes Sehvermö- 
gen bei Kraftfahrern? 

53. Abgeordneter Kann die Bundesregierung das Untersuchungs- 

Dr. Schmidt ergebnis im Bericht von Prof. Englert, Direktor 

(Krefeld) des Tierbiologischen Instituts Freiburg, bestä- 

gen, daß in einem Schlachthof der Bundesre- 
publik Deutschland bei 90°/o der Schlachtkälber 
Antibiotiea nachgewiesen wurden? 

54. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Aussagen machen 

Dr. Schmidt über die Auswirkung des Rauchens auf den 

(Krefeld) Sauerstoffverbrauch und die Durchblutung im 

Gehirn? 

55. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Berichte über 

Hansen zum Teil schwer gesundheitsschädigenden 

Wirkungen von Enzymbeimengungeii in 
Waschmitteln zum Anlaß nehmen, die Ver- 
wendung von Enzymen bei der Waschmittel- 
herstellung zu verbieten? 

56. Abgeordneter Welche Konsequenzen können aus Untersu- 
Dr. Gleissner chungen in der Bundesrepublik Deutschland 

gezogen werden, die ergeben haben, daß bei 
einer Reihe von hochwirksamen chemischen 
Sdüafbringem (Schlaftabletten) nicht einmal 
die Hälfte, vielfach nur 20°/o, nach Ablauf eines 
Tages abgebaut werden, so daß auch mäßiger, 
aber auch regelmäßiger Konsum von Schlafpil- 
len eine gefährliche Konzentration im Körper 
zur Folge haben kann? 

57. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge 

Seefeld zu tragen, daß Medikamente, die die Fahrtüch- 

tigkeit des Führers von Kraftfahrzeugen be- 
einträchtigen können, bereits vom Hersteller 
auf Verpackung, Gebrauchsanweisung und Be- 
hältnis durch ein Symbol oder auf andere 
Weise auffällig gekennzeichnet werden? 
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58, Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem Vor- 
Dr. Haack schlag, für die Bürger der Bundesrepublik 

Deutschland einen Gesundheitspaß auf freiwil- 
liger Grundlage einzuführen? 


59. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, auch 
Rollmann weiterhin solche Konferenzen wie den kürz- 

lich in Frankfurt abgehaltenen Kongreß „Frie- 
de mit Polen“ aus Haushaltsmitteln zu unter- 
stützen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


60. Abgeordnete 

Frau Jacob! 
(Marl) 


61. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 


62. Abgeordneter 
Geldner 


63. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


64. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


65. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


Warum verzögert sich die Antwort der Bun- 
desregierung auf eine Anfrage des Petitions- 
ausschusses, die sich auf den Ersatz von durch 
die Deutsche Bundesbahn und die Schiffahrt 
an einer Rheininsel entstandenen Schäden be- 
zieht, um dreieinhalb Jahre? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
das neue in der Straßenverkehrs-Ordnung vor- 
geschriebene Zeichen (Nummer 31 1) für das 
Ende einer geschlossenen Ortschaft (Ortsan- 
gabe rot durchstrichen) gegenüber dem bishe- 
rigen (Angabe des nächsten Ortes und der 
Entfernung dorthin) einen Vorteil für den 
Kraftfahrer bedeutet? 

Welchen verbesserten Schutz gegenüber frü- 
her gewährt die am 1. März 1971 in Kraft 
getretene neue Straßenverkehrs-Ordnung den 
Kindern? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche 
Bundesbahn zu veranlassen, bei den Wagen, 
in denen von fünf Abteilen zwei Abteile für 
Nichtraucher und drei für Raucher bestimmt 
sind, dieses Verhältnis umzukehren, und zwar 
nicht nur unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß die Zahl der Raucher ständig abnimmt, 
sondern auch im Hinblick darauf, daß viele 
Raucher im Nichtraucherabteil Platz nehmen, 
zum Rauchen aber das Abteil verlassen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zu- 
nehmendem Maße Lastkraftwagen über Nacht 
bzw. über das Wochenende auf Ortsstraßen 
abgestellt werden und dadurch der Verkehrs- 
fluß stark behindert wird? 

Hält die Bundesregierung die zur Abwehr die- 
ses unerwünschten Zustandes bestehenden Ge- 
setzesvorschriften für ausreichend, oder wird 
sie weitere Regelungen treffen? 
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66. Abgeordneter 

Josten 


67. Abgeordneter 
Maudier 


68. Abgeordneter 

Maudier 


69. Abgeordneter 

Engelsberger 


70. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


71. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


72. Abgeordneter 

Dr. Probst 


Wieweit sind die Planungsarbeiten für die vor- 
gesehene Rheinbrücke im Raume Remagen/ 
Sinzig gediehen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Ermäßigung von Fahrkarten für Rentner durch 
die Deutsche Bundesbahn insofern Ungleich- 
heiten eintreten, indem nicht alle Einkommens- 
schwachen in diese Vergünstigung einbezogen 
werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür ein- 
zusetzen, daß in diese Begünstigung weitere 
Personen einbezogen werden, z. B. Krieger- 
witwen und Landwirte mit vor gezogenem Al- 
tersgeld? 


Wovon will die Bundesregierung ihre Bereit- 
schaft abhängig machen, den fünf zwischen den 
USA und Deutschland verkehrenden US-Char- 
terflugge Seilschaften die Landeerlaubnis über 
den 30. Juni 1971 hinaus zu erteilen, und wo- 
rauf gründet das Bundesverkehrsministerium 
seine Erklärung, „die Amerikaner werden 
nicht ausbleiben", während bayerische Frem- 
denverkehrsverbände von einem „harten 
Schlag" sprechen? 


Trifft es zu, daß die im 3. Vierjahresplan für 
den Autobahn- und Bundesstraßenbau in 
Rheinland-Pfalz zur Verfügung gestellten Mit- 
tel in Höhe von 511 Millionen DM für den 
Autobahnneubau und von 1 Milliarde 36 Mil- 
lionen DM für sonstige Straßenbauausgaben 
bereits am 25. Oktober 1965 in einer Bespre- 
chung zwischen dem Bundesverkehrsministeri- 
um und dem zuständigen Ministerium des 
Landes Rheinland-Pfalz festgelegt wurden? 


Trifft es demnach zu, daß über den Anteil des 
Landes Rheinland-Pfalz an den Straßenbau- 
mitteln des 3. Vier jahresplanes praktisch lange 
vor dem Amtsantritt des Bundesverkehrsmini- 
sters Leber im Dezember 1966 entschieden 
war? 


Nach welchen Kriterien wurde vom Bundes- 
ministerium für das Post- und Femmeldewesen 
in der Verfügung vom 25. September 1970 
betr. Zulassung von Beamten des mittleren 
Dienstes zur Laufbahn des gehobenen Dien- 
stes, hier: „Einmalige Bereinigung des gehobe- 
nen Dienstes", die Altersgrenze von 45 Jahren 
gewählt, und sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, diese Altersgrenze nicht auf das 
Erscheinungsdatum der Verfügung, sondern 
auf das Jahr 1970 zu beziehen? 
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73. Abgeordneter In welchem Umfang ist die Deutsche Bundes- 

Dr. Gruhl post dazu übergegangen, die alten Telefon- 

bücher nicht mehr zurückzunehmen und den 
Papiermühlen zur erneuten Verarbeitung zu- 
zuführen, sondern sie der Beseitigung durch 
die Müllabfuhr zu überlassen? 

74. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr, Gruhl eine zunächst erzielte Kostenersparnis bei der 

Beseitigung von 7 Millionen Telefonbüchern 
durch die Müllabfuhr letzten Endes zu einer 
Belastung der Verbraucher über eine Erhöhung 
der Müllabfuhrgebühren und damit zu einer 
indirekten Postgebührenerhöhung führen müs- 
se, und daß darüber hinaus der Verzicht auf 
die Wiederverwendung eines so sauberen 
Ausgangsstoffes eine Vergeudung von Roh- 
stoffen bedeute, die mit den neuen Erkennt- 
nissen des Umweltschutzes und der Abfallwirt- 
schaft nicht im Einklang steht? 

75. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Werbung für Kreditin- 

Haar stitute künftig in Fernsprechhäuschen nicht 

(Stuttgart) mehr zulässig sein und in den amtlichen Fern- 

sprechbüchern eingeschränkt werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

76. Abgeordneter Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
Engelsberger ein zu dem Vorschlag, im Zuge der weiteren 

Integration Europas auf wissenschaftlich-kul- 
turellem Gebiet und im Interesse verbesserter 
Bildungseinrichtungen für den Südosten Bay- 
erns im Raum Salzburg-Freilassing eine euro- 
päische Universität zu errichten, und ist die 
Bundesregierung bereit, mit der Regierung der 
Republik Österreich die notwendigen Kontakte 
aufzunehmen mit dem Ziel, die bereits beste- 
henden Institute der Universität Salzburg in 
diese neue Universität einzubeziehen und wei- 
tere Institute auf bayerischem Gebiet bei Frei- 
lassing zu errichten? 

77. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, deutlich zu 

Dr. Jahn machen, in welcher Weise sie die Erklärung 

(Braunschweig) des Bundeskanzlers bei seinem Besuch in War- 
schau — die deutschen Schulbücher den Reali- 
täten anzupassen — durchzuführen gedenkt? 

78. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft über die 

Dr. Jahn Zusammensetzung der Sachverständigenkom- 

(Braunsdiweig) mission geben, die dem Verband der Schul- 
buch-Verlage Empfehlungen über die Bezeich- 
nungs- und Kartenrichtlinien gibt? 
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79. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


80. Abgeordneter 
Dr. Gleissner 


81. Abgeordneter 
Dr. Haack 


82. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Sdileiden) 


83. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


84. Abgeordneter 

Picard 


85. Abgeordneter 

Picard 


86. Abgeordneter 

Storm 


Handelt es sich bei der in der Pressemitteilung 
des Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft vom 17. Januar 1971 angeführten 
deutsch-schwedischen Kommission zur Unter- 
suchung von Fragen der Mitwirkung in Schule, 
Hochschule und Forschung um eine Kommis- 
sion der beiden genannten Staaten oder der 
sozialdemokratischen Parteien beider Länder? 

Wie versteht die Bundesregierung im einzel- 
nen die von Bundeswissenschaftsminister Pro- 
fessor Dr. Leussink gemachten Ausführungen 
über „Konsumverzicht" bei der Jahreshaupt- 
versammlung des Hartmann-Bundes, wonach 
„die Ausgaben für Bildung und Wissenschaft 
in den nächsten zehn Jahren auf das Drei- bis 
Vierfache ansteigen und dieser größere Anteil 
an den öffentlichen Ausgaben nur durch einen 
gewissen Konsumverzicht überhaupt zu er- 
reichen ist"? 

Was unternimmt die Bundesregierung, um den 
Schulen der Bundesrepublik Deutschland ge- 
nügend Informationsmaterial für die Erörte- 
rung aktueller politischer Fragen im Sozial- 
kundeunterricht zur Verfügung zu stellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung dar- 
rauf hinzuwirken, daß die freien Träger von 
Schulen entsprechend ihren bisherigen Leistun- 
gen im Rahmen des sogenannten Bildungsge- 
samtplanes angemessen berücksichtigt werden 
und bei gleichen Leistungsanforderungen die 
entsprechende Förderung erfahren? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten der 
Einwirkung auf die Bundesländer, die freien 
Träger von Schulen bei ihren Planungen und 
in der Vergabe von Haushaltsmitteln zu be- 
rücksichtigen? 

Hält die Bundesregierung Verkehrsunterricht 
in den Abschlußklassen von Volks- und Haupt- 
schulen und in den entsprechenden Klassen der 
weiterführenden Schulen für einen geeigneten 
Weg, die erschreckende Zunahme der Ver- 
kehrsunfälie einzudämmen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Kultusminister zu veranlassen, einen 
ausreichenden Verkehrsunterricht als Pflicht- 
fach einzurichten? 

Wäre die Bundesregierung bereit, dem Projekt 
einer deutsch-dänischen Gemeinschaftsuniver- 
sität in Schleswig-Holstein oder einem ähn- 
lichen Projekt in anderen Bereichen der Bun- 
desrepublik Deutschland finanzielle und ide- 
elle Unterstützung zukommen zu lassen, um 


13 



Drucksadle VI/ 1916 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


dadurch zur internationalen wissenschaftlichen 
Verflechtung und zur immer stärker werden- 
den politischen Vereinigung Europas beizu- 
tragen? 

87. Abgeordneter Sind dahin gehend schon Überlegungen in den 

Storm in Frage kommenden Ressorts der Bundes- 

regierung angestellt und evtl, schon mit Bun- 
desländern oder ausländischen Staaten bzw. 
supranationalen Gremien diesbezüglich Ge- 
spräche geführt worden? 

88. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 

Strohmayr Aussagen von Wissenschaftlern und Kinder- 

ärzten durch die Ganzheitslernmethode bei 
Schulkindern erhebliche Lernschwierigkeiten 
für Rechtschreibung und Fremdsprachen mit 
anschließender großer Behinderung zum Be- 
such weiterbildender Schulen entstanden sind? 

89. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung zutreffenden- 

Strohmayr falls darum bemühen, daß die Kultusminister 

der Länder diese Ganzheitslehrmethode ab- 
schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

90. Abgeordneter Ist es richtig, daß am 3. Februar 1971 Herr 

Ott Leo Bauer nach der vom Herrn Bundeskanzler 

genannten Tätigkeit als Mitglied der kommu- 
nistischen Landtagsfraktion in Hessen Chef- 
redakteur des kommunistischen Deutschland- 
senders wurde, und daß er in der Schweiz we- 
gen Spionage zugunsten der Sowjetunion an- 
geklagt war? 

91. Abgeordneter Welche Gründe haben den Herrn Bundeskanz- 

Ott 1er veranlaßt, in der Bundestagssitzung vom 

3. Februar 1971 den Lebenslauf des Kanzler- 
beraters nur lückenhaft mitzuteilen, und ist 
die Bundesregierung bereit, der Öffentlichkeit 
einen lückenlosen Lebenslauf des Kanzlerbe- 
raters Leo Bauer bekanntzugeben? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


92. Abgeordneter Wie viele Menschen sind aus Polen oder den 

Dr. Barzel von Polen verwalteten Gebieten bis zum Tag 

der Unterzeichnung des deutsch-polnischen 
Vertrags im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung in das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland gekommen? 
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93. Abgeordneter 
Dr. Barzel 


94. Abgeordnete 
Frau Herklotz 


95. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


96. Abgeordneter 
Dr. Häfele 


97. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


98. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 


99. Abgeordneter 
Walkhoff 


100. Abgeordneter 

Dr. Hupka 


Treffen Pressemeldungen zu, nach denen er- 
neut Deutsche, die in Polen den Antrag auf 
Familienzusammenführung stellen, Schikanen 
und Nachteilen unterworfen sind? 


Ist der Mustervertrag, der vor der Unterzeich- 
nung des Europäischen Abkommens über au- 
pair-Beschäftigte ausgearbeitet werden sollte, 
bereits fertiggestellt worden, und bis wann 
kann mit der Unterzeichnung des Abkommens 
gerechnet werden? 


Ist bei dem Besuch von Bundeskanzler Brandt 
im Dezember vergangenen Jahres in Rom mit 
der italienischen Regierung auch über den seit 
Kriegsende in Gaeta/Italien inhaftierten Her- 
bert Kappler gesprochen worden? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es nach bald 26 Jahren an der Zeit wäre, durch 
einen humanitären Akt gegenüber dem Ver- 
urteilten einen Schlußstrich zu ziehen, und 
wenn ja, hat sie diese Haltung gegenüber der 
italienischen Regierung deutlich gemacht? 


Stimmt die Bundesregierung der in weiten Tei- 
len der deutschen Bevölkerung vertretenen 
Auffassung zu, daß eine Begnadigung des seit 
26 Jahren im Militärgefängnis Gaeta/Italien 
inhaftierten Herbert Kappler sich für die Be- 
ziehungen zwischen Italien und Deutschland 
günstig auswirken würden? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß erst in 
jüngster Zeit der italienische Staatspräsident 
in mehreren Fällen von seinem Gnadenrecht 
Gebrauch gemacht und lebenslänglich Verur- 
teilte vor Ablauf einer 28jährigen Strafver- 
büßung begnadigt hat? 


Hält die Bundesregierung negative Auswir- 
kungen auf die traditionell guten deutsch-tür- 
kischen Beziehungen für möglich, falls die 
40 000 bis 60 000 illegal in die Bundesrepublik 
Deutschland eingereisten türkischen Gastar- 
beiter ausgewiesen werden? 


Erwägt die Bundesregierung, eine Anregung 
des niedersächsischen Ministers für Bundesan- 
gelegenheit aufzugreifen, daß seitens der Bun- 
desregierung ein höherer Betrag bei einer pol- 
nischen Behörde hinterlegt wird, damit Aus- 
siedlungswillige hier die ihnen fehlenden Sum- 
men für Visa- und Fahrkosten abrufen können, 
weil vielfach an den aufzubringenden Summen 
die Aussiedlung scheitert oder dadurch be- 
trächtlich erschwert wird? 
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101. Abgeordneter 

Dr. Hupka 


102. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


103. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Kann die Bundesregierung bekannt geben, an 
wen in der Volksrepublik Polen sich Aussied- 
lungswillige wenden können, deren Anträge 
erneut auf Ablehnung stoßen oder die Schika- 
nen wie Arbeitsplatzverlust unterworfen wer- 
den? 


Hat die Bundesregierung in der jüngsten Zeit 
Anlaß gehabt, unseren amerikanischen Ver- 
bündeten deutlich zu machen, daß die Ansicht, 
der Unterschied zur sowjetischen Intervention 
in der CSSR bestehe unter dem Gesichtspunkt 
der Machterhaltung der Führungsmächte doch 
nur darin, daß bei uns die alliierten Truppen 
da sind, während sie bei der CSSR erst ein- 
marschieren mußten, nicht mit ihrer Auffas- 
sung von der notwendigen Anwesenheit ame- 
rikanischer Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland übereinstimmt? 


Teilt die Bundesregierung die Überzeugung, 
daß realiter unter den Bedingungen des 
Deutschlandvertrags bisher eine Politik der 
Friedenssicherung und Bewahrung der freiheit- 
lichen Demokratie betrieben worden sei und 
nicht nur das gegeben sei, was moderner 
Faschismus genannt werden kann? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 

Geldner eine Stelle, die Forschungen darüber anstellt, 

welche Bäume und Sträucher etc. der Luft- und 
Wasserverschmutzung bzw. den Autoabgasen 
und dem Wassermangel speziell in Großstadt- 
straßen am besten standhalten, und in welcher 
Form werden die Städte und Gemeinden dar- 
über informiert, damit sie diese Forschungs- 
ergebnisse bei Neuanpflanzungen berücksich- 
tigen können? 

2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mir hier einige 

Geldner Beispiele dafür zu nennen, welche Bäume im 

einzelnen sich als abgasabwehrend und lärm- 
abweisend besonders bewährt haben, und was 
ist zur Förderung der Anpflanzung dieser Ge- 
wächse in verstärktem Maße geplant? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Einzelheiten eines 
Weigl im Bundesjustizministerium vorbereiteten Ge- 

setzes mitteilen, wonach die Unterbrechung 
der Schwangerschaft bis zum dritten Monat 
erlaubt werden soll (angekündigt in PZ Nr. 1 - 
herausgegeben von der Bundeszentrale für 
politische Bildung, Bonn)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


4. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in absehbarer Zeit 
Engelsberger eine Möglichkeit, durch die Freigabe des Ober- 
salzbergs bei Berchtesgaden zur Wiederbe- 
siedlung ein zusätzliches Fremdenverkehrsge- 
biet zu gewinnen und dabei den durch das 
Naziregime vertriebenen Grundbesitzern ihr 
Eigentum zurückzugeben? 

5. Abgeordneter Gibt es irgendwelche finanzielle Unterstützun- 

Dr. Stark gen für Informationsreisen von Besuchergrup- 

(Nürtingen) pen in die Staaten des Ostblocks? 

6. Abgeordneter Wenn nein, beabsichtigt, die Bundesregierung, 

Dr. Stark entsprechende Mittel im Bundeshaushalt be- 

(Nürtingen) reitzustellen? 
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7. Abgeordneter Wird die Bundesregierung in absehbarer Zeit 

Weigl der Überalterung im Zonenrandgebiet, vor al- 

lem in den sogenannten Balkongemeinden, 
durch geeignete Maßnahmen, z. B. durch Fami- 
liengründungsdarlehen nach dem Berliner Mo- 
dell, entgegenwirken? 

8. Abgeordneter Welche organisatorischen und sonstigen Maß- 

Dr. Schulze- nahmen hat die Bundesregierung durch den 
Vorberg Bundesminister der Finanzen getroffen, um die 

bei den Finanzämtern anfallenden Mehrarbei- 
ten bei der Erhebung und eventuell bei der 
Rückzahlung des Konjunkturzuschlags zu ge- 
währleisten und die Beamten und Angestellten 
vor allem der Lohnsteuerstellen nicht zusätz- 
lich zu überfordern? 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung geneigt, die Kriegs- 
Meister Schadensrenten, die letztmals 1968 eine Erhö- 

hung erfuhren, in angemessener Weise anzu- 
heben? 

10. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dr. Hammans besonders nach den neuesten Erkenntnissen 
des Umweltschutzes, im Hinblick auf die immer 
noch nicht erfolgte Reparatur des zwei Jahre 
alten hohen Schornsteins an der Kaserne unse- 
rer belgischen NATO-Verbündeten in Gref- 
rath, Kreis Kempen-Krefeld, die Heizung der 
Kasernengebäude doch noch auf Erdgas umzu- 
stellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


11. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an ihrer Zusage fest, 

Dr. Häfele daß Veränderungen der Landkreise in Baden- 

Württemberg infolge der Gebietsreform kei- 
nen Einfluß haben auf die 1969 neu zu Bundes- 
ausbaugebieten erklärten Landkreise, z. B. den 
Kreis Stockach (vgl. Schriftliche Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 26. Februar 1970, enthalten im Protokoll 
der 35. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 27. Februar 1970, Anlage 38), und hält 
sie Förderungsprogramme auch nur dann für 
sinnvoll, wenn sie auf mindestens fünf Jahre 
laufen? 

12. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Er- 

Dr. Jahn höhung der Erdölpreise in allen Sektoren nach 

(Braunschweig) den neuesten von den Staaten des Nahen 

Ostens und Nordafrikas geforderten Preisen 
für die Erdölausfuhr aus ihren Gebieten? 
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13. Abgeordneter 

Pfeifer 


14. Abgeordneter 

Pfeifer 


15. Abgeordneter 

Dr, Evers 


16. Abgeordneter 

Wuwer 


17. Abgeordneter 

Wuwer 


18. Abgeordneter 

van Delden 


19. Abgeordneter 

van Delden 


Teilt die Bundesregierung die im Jahresbericht 
1970 des Gesamtverbands der Textilindustrie 
zum Ausdruck kommende Befürchtung, daß es 
bei den steigenden Material- und Personalauf- 
wendungen für die Unternehmen der Textil- 
industrie immer schwieriger wird, ihre Renta- 
bilität zu verbessern, und daß dies eine Kür- 
zung der Investitionen in der Textilindustrie 
zur Folge haben könne? 

Kann die Bundesregierung die im genannten 
Jahresbericht enthaltene Behauptung bestäti- 
gen, daß die Lasten der industriellen Import- 
konkurrenz von Entwicklungs- und Staatshan- 
delsländem innerhalb der EWG z. Z. nicht 
gleichmäßig verteilt werden, und daß dies für 
die Textilindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland nachteilige Folgen habe? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Finanzie- 
rung der Arbeiten des Deutschen Normenaus- 
schusses die Zuschüsse an ihn, die zur Zeit 
etwa 2°/o seiner Einnahmen ausmachen, auf 
etwa 15% seiner Einnahmen zu erhöhen? 

Hält die Bundesregierung die Erhöhung der 
Benzinpreise durch die meisten Mineralöl- 
gesellschaften in der Bundesrepublik Deutsch- 
land der Höhe nach in jedem Fall für gerecht- 
fertigt? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
gegenwärtige Praxis der Filmförderung — hier 
insbesondere die sogenannte Einspielklau- 
sel — geeignet ist, zu einer wirklichen Quali- 
tätssteigerung beizutragen? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu den im 
Spiegel-Magazin Nr. 10 erhobenen direkten 
und indirekten Vorwürfen der mangelnden 
Ausübung der Aufsichtspflicht gegenüber der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls zu tun, um zu vermeiden, daß ähnliche 
Vorwürfe in der Öffentlichkeit wieder gemacht 
werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Neu- 
Frau Dr. Orth heikendorf, Kreis Plön, mit ca. 3 Millionen DM 
Bundesmitteln landwirtschaftliche Nebener- 
werbssiedlungen errichtet wurden, bei denen 
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sich nach Fertigstellung je Siedlung ein Fehl- 
betrag von ca. 30 000 DM ergab, wie die Finan- 
zierungslücken geschlossen wurden und wel- 
che zusätzliche Belastungen den Heimatver- 
triebenen dadurch entstanden sind? 

21. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
Frau Dr. Orth dafür, daß zukünftig die Konkurrenz um die 
Trägersdiaft für Verfahren, die mit öffent- 
lichen Mitteln finanziert werden, eingeschränkt 
wird, um auszuschließen, daß — wie es im 
Prüfungsbericht des Bundesrechungshofs zum 
Fall Neuheiken dorf heißt — die deutsche Bau- 
emsiedlung von vornherein zu niedrige Ko- 
sten ansetzt, um die Trägerschaft für das Ver- 
fahren zu erlangen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


22. Abgeordneter Wieviel Anträge wurden — getrennt nach 
Grüner Jahren — seit dem Inkrafttreten des Arbeits- 

förderungsgesetzes eingereicht, und zu wel- 
chen Berufen bzw. Berufsgruppen waren in 
erster Linie Tendenzen erkennbar? 

In welchem Umfang wurden Mittel nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz — ebenfalls getrennt 
nach Jahren — auf gewendet, und welche 
Schritte wurden unternommen, um aufgetre- 
tene Schwierigkeiten bei der Bearbeitung der 
einzelnen Fälle zu beseitigen bzw. in Zukunft 
zu vermeiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, abweichend 
Engelsberger von der am 11. Februar 1971 durch den Parla- 
mentarischen Staatssekretär Berkhan auf mei- 
ne Anfrage hin erteilten Antwort, die Trassen- 
führung der Seilbahn auf den Untersberg bei 
Berchtesgaden nach den Vorstellungen der 
Landkreisverwaltung bzw. des bayerischen 
Naturschutzbundes zu gestalten und im Inter- 
esse des Fremdenverkehrs doch noch eine pri- 
vate Mitbenutzung zu erwägen? 

25. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich auf 
Dr. Beermann dem ausgedehnten Gelände des Heereszeug- 
amts Glinde Trümmer und Ruinen aus der 
Nachkriegszeit befinden und daß dieser Zu- 
stand von weiten Kreisen der Bevölkerung als 
eine Verschandelung des Ortes angesehen 
wird? 


23. Abgeordneter 

Grüner 
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26. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung anzuordnen, damit dieser Zustand mög- 
lichst schnell behoben wird? 


27. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Jung ergriffen, um den Bedarf von derzeit 81 Woh- 

nungen für Bundeswehrangehörige im Stand- 
ort Speyer/Rhein baldmöglichst zu decken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend r Familie und Gesundheit 


28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung davon unterrichtet, 
Meister daß die EG-Kommission beabsichtigt, den Be- 

ruf des Masseurs und medizinischen Bademei- 
sters zugunsten des Krankengymnasten abzu- 
schaffen, und ist die Bundesregierung bereit, 
sich für eine Erhaltung dieser Berufe einzuset- 
zen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


29. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der Erfüllung 
Leicht der Zusagen zu rechnen, wonach die B 9 im 

Raum Lingenfeld auf den Abschnitten zwischen 
Rülzheim und Jockgrim, sowie Jockgrim und 
Wärth weiter ausgebaut wird? 


30. Abgeordneter Bis wann wird insbesondere mit dem Bau der 
Leidit Ortsumgehungen Lingenfeld, Rülzheim, Rhein- 

zabern und Jockgrim begonnen, nachdem der 
immer stärker zunehmende Kraftfahrzeugver- 
kehr und die damit verbundenen enormen 
Belästigungen für die anwohnenden Bürger 
der genannten Gemeinden immer unerträgli- 
cher werden? 


31. Abgeordneter 
Dr. Haack 


Bis zu welchem Zeitpunkt wird die in Bau 
befindliche Schnellstraße Erlangen — Nürnberg 
bis Feucht weitergeführt werden können? 
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32. Abgeordneter 

Dr. Haadt 


33. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


34. Abgeordneter 
von Alten« 
Nordheim 


35. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 


36. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 


37. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 


38. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Sdiwalbach) 


Ist sichergestellt, daß bei den Planungen für 
eine Autobahn von Coburg nach Füssen das 
Baugebiet westlich und nordwestlich von Er- 
langen nicht unnötig beeinträchtigt wird? 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
im Rahmen der Richtlinien zur Bezuschussung 
von Verkehrsanlagen neben Parkstreifen ent- 
lang von Verkehrsstraßen sowie bestimmten 
Parkplätzen in Zukunft auch die Errichtung 
von Parkhäusern bzw. Tiefgaragen finanziell 
zu unterstützen? 


Wird der Bau einer Umgehungsstraße im Zuge 
des Ausbaus der Bundesstraße 83 im Bereich 
Hessisch Oldendorf von der Bundesregierung 
als vordringlich angesehen, und wann ist mit 
dem Baubeginn zu rechnen? 


Ist die neuere Planung der weiter nördlich 
verlaufenden Umgehungsstraße als endgültig 
anzusehen, so daß zur Zeit noch bestehende 
Beschränkungen für die bauleitplanerischen 
Vorhaben der Stadt Hessisch Oldendorf im 
Bereich der alten Trassenführung gegenstands- 
los werden können? 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß das 
Zentrum einer Stadt mit dicht besiedelten 
Wohnvierteln als Liegeplatz für die immer 
stärker werdende Schubschiffahrt und die da- 
mit verbundenen erheblichen Lärmeinwirkun- 
gen für die Anlieger besonders durch erheb- 
liche Ruhestörungen während der Nachtstun- 
den grundsätzlich nicht geeignet ist, und ist sie 
bereit, auf die Absicht der Einrichtung von 
Liegeplätzen für Schubleichter im Moselufer- 
bereich der Stadt Koblenz zu verzichten? 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Vorschlag 
der Stadtverwaltung Koblenz zu folgen, den 
im Rhein auf der Höhe von Urbar bereits 
bestehenden Leichterplatz für Schubschiffe dort 
zu belassen, weil dort weit bessere Voraus- 
setzungen und Möglichkeiten hierfür bestehen 
als im Bereich der Moselmündung? 


Billigt die Bundesregierung und insbesondere 
der Bundesminister für Wirtschaft das Verhal- 
ten der Postreklame, bzw. der Deutschen Bun- 
despost, wonach die Werbung von Banken und 
Sparkassen in Öffentlichen Fernsprech- und 
Branchentelefonbüchern künftig ausgeschlos- 
sen werden soll, und glaubt die Bundesregie- 
rung, daß in diesem Verhalten weder ein Ver- 
stoß gegen das Kartellgesetz (§§ 22 und 26) 
noch ein Mißbrauch einer Monopolstellung zu 
sehen ist? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


39. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß gemäß 
Dr. Jenninger § 40 Abs. 3 des Wohngeldgesetzes Härtefälle 

dahin gehend auftreten, daß bei Antragstel- 
lern, deren Anträge nach dem 1. Januar 1971 
bewilligt worden sind, das Wohngeld nach 
dem verbesserten Zweiten Wohngeldgesetz er- 
mittelt wird, während bei Antragstellern, de- 
ren Anträge vor dem 1. Januar 1971 bewilligt 
wurden, das Wohngeld nach dem Ersten 
Wohngeldgesetz ermittelt wird? 

40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auch die nach 

Dr. Jenninger dem Ersten Wohngeldgesetz bereits im ver- 

gangenen Jahr bewilligten Wohngelder, deren 
Gewährung bis ins Jahr 1971 hineinreichen, 
nach dem verbesserten Zweiten Wohngeldge- 
setz zu behandeln? 

4L Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Bundesmittel 
Wagner für die Aktion „Aussiedlung" nach den Bun- 

(Günzburg) desrichtlinien vom 8. Dezember 1966 rechtzei- 

tig vor Beginn der Bausaison bereitstellen? 


Bonn, den 5. März 1971 


23 



